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Artikel 1

Die Anlage 1 der Verwaltungsvorschrift über Aufgaben und Organi-
sation des Landesbereitschaftspolizeiamtes Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 17. März 2011 (AmtsBl. M-V S. 194) erhält die aus dem 
Anhang zu dieser Verwaltungsvorschrift ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. August 2018 in Kraft.

� AmtsBl. M-V 2018 S. 18

Erste Änderung der Verwaltungsvorschrift über Aufgaben und Organisation 
des Landesbereitschaftspolizeiamtes Mecklenburg-Vorpommern*

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Inneres und Europa

Vom 5. Januar 2018 – II 400 - 201-10150-2011/039-008 –

Auf der Grundlage des § 2 Absatz 2 des Polizeiorganisationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. November 2010 
(GVOBl. M-V S. 674) regelt das Ministerium für Inneres und Europa die Aufgaben und Zuständigkeiten sowie die innere Organisation 
des Landesbereitschaftspolizeiamtes Mecklenburg-Vorpommern wie folgt:

_____ 

* Ändert VV vom 17. März 2011; VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2012 - 8

Anl.1
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I

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 und § 18 des Glücksspielstaats-
vertrages vom 15. Dezember 2011 (GVOBl. M-V 2012 S. 216) in 
Verbindung mit § 19 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Glücksspiel-
staatsvertragsausführungsgesetzes vom 14. Dezember 2007 
(GVOBl. M-V S. 386), das zuletzt durch das Gesetz vom 13. De-
zember 2013 (GVOBl. M-V S. 690) geändert worden ist, wird 
Veranstaltern gemäß § 14 Absatz 1 des Glücksspielstaatsvertrages 
auf dem Gebiet einer örtlichen Ordnungsbehörde oder Kreisord-
nungsbehörde die allgemeine Erlaubnis für Veranstaltungen von 
Kleinen Lotterien und Ausspielungen erteilt,

1.	� die sich nicht über das Gebiet eines Landkreises oder einer 
kreisfreien Stadt hinaus erstrecken,

2.	� bei denen die Summe der für den Erwerb aller Lose zu ent
richtenden Entgelte (Spielkapital) den Betrag von 25 000 Euro 
nicht übersteigt,

3.	� deren Spielplan einen Reinertrag von mindestens 30 Prozent 
und eine Gewinnsumme von mindestens 25 Prozent des Spiel-
kapitals vorsieht,

4.	� bei denen der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke verwandt 
wird und

5.	� bei denen der Losverkauf die Dauer eines Monats nicht über-
schreitet.

Die §§ 6, 7, 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 13 
Absatz 1, § 15 Absatz 3 Satz 2 und § 17 des Glücksspielstaatsver-
trages finden keine Anwendung. Die Befugnisse der örtlichen 
Ordnungsbehörde oder der Kreisordnungsbehörde, die Einhal-
tung dieser allgemeinen Erlaubnis sowie die Bestimmungen des 
Glücksspielstaatsvertrages und des Glücksspielstaatsvertragsaus-
führungsgesetzes dazu zu überwachen, bleiben unberührt.

II

Diese Erlaubnis wird unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Wi-
derrufs erteilt. Ebenso bleiben die nachträgliche Aufnahme, Än-
derung oder Ergänzung von Auflagen vorbehalten.

III

Die steuerlichen Pflichten nach den §§ 31 und 32 der Ausfüh-
rungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotteriegesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-14-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. Juni 2012 (BGBl. I S. 1424) geändert worden 
ist, sind von den Veranstaltern zu beachten.

Die Kleinen Lotterien sind rechtzeitig vor Beginn der Veranstal-
tung beim für Mecklenburg-Vorpommern zuständigen Finanzamt 
Schwerin, Johannes-Stelling-Straße 9 – 11 in 19053 Schwerin an-
zumelden.

IV

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in 
Kraft und am 31. Dezember 2019 außer Kraft.

� AmtsBl. M-V 2018 S. 20 

Allgemeine Erlaubnis für Kleine Lotterien und Ausspielungen

Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres und Europa

Vom 8. Januar 2018 – II 230 - 212-80321-2012/005-004 – 
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1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1	� Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt aus Mitteln 
der Fischereiabgabe nach § 9 des Landesfischereigesetzes 
vom 13. April 2005 (GVOBl. M-V S. 153), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2013 (GVOBl. M-V  
S. 404) geändert worden ist, Zuwendungen zur Förderung 
der Fischerei und zum Schutz und zur Pflege der Gewässer 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Die Förderung dient 
einer nachhaltigen und naturverträglichen Nutzung der fi-
schereilichen Ressourcen in den Küsten- und Binnengewäs-
sern des Landes Mecklenburg-Vorpommern.

1.2	� Die Zuwendungen werden nach Maßgabe dieser Verwal-
tungsvorschrift und unter Berücksichtigung folgender Vor-
schriften gewährt:

	 a)	 Landesfischereigesetz,

	 b)	� § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpom-
mern und die dazugehörigen Verwaltungsvorschriften.

1.3	� Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet nach pflichtge-
mäßem Ermessen im Rahmen der aus der Fischereiabgabe 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel.

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	� Gefördert werden Maßnahmen, die der Zielstellung gemäß 
§ 9 des Landesfischereigesetzes entsprechen. Dazu gehören 
insbesondere:

2.1.1	� fischereiliche Forschungsprojekte (zum Beispiel Untersu-
chungen, Studien) zum Fischbestand, zu den Lebensräumen, 
zur Nahrungsgrundlage von Fischen, zu Einwirkungen auf 
den Bestand und zur Bewirtschaftung fischereilicher Res-
sourcen (einschließlich der damit im Zusammenhang stehen-
den Besatzmaßnahmen und deren Datenaufbereitung),

2.1.2	� Maßnahmen zur Verbesserung der fischereilichen und öko-
logischen Verhältnisse an und in den Gewässern, insbeson-
dere

	 a)	� die Planung und Durchführung von Maßnahmen zur 
Wiedereinbürgerung ursprünglich heimischer Fischar-
ten oder von Hilfsmaßnahmen für gefährdete Arten,

	 b)	 Maßnahmen zur Biotopverbesserung,

	 c)	 Maßnahmen zur fischereilichen Bonitierung und

	 d)	� Maßnahmen zur Erhaltung oder besseren Bewirtschaf-
tung fischereilicher Ressourcen,

2.1.3	 innovative Projekte

	 a)	� zur Entwicklung oder Einführung von Technologien 
zur Verringerung von Schäden an Fischbeständen und 
Fängen, die insbesondere von Säugetieren und Vögeln 
verursacht werden, und zur Verringerung der Folgen 
des Fischfangs für die Umwelt, insbesondere verbesser-
te Fangtechniken und eine verbesserte Selektivität der 
Fanggeräte,

	 b)	� zur Entwicklung oder Einführung neuer oder verbesser-
ter Systeme der Verwaltung oder Organisation in der Fi-
scherei,

2.1.4	� Maßnahmen zur Verbesserung der fischereilichen Ordnung 
und Sicherheit auf und an den Gewässern,

2.1.5	� Maßnahmen gemäß § 3 Absatz 3 des Landesfischereigeset-
zes,

2.1.6	� Öffentlichkeitsarbeit und Marketingaktivitäten für die Fi-
scherei.

2.2	 Nicht gefördert werden:

	 a)	� Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen für Gewässer und 
Anlagen, zu denen deren Träger oder Dritte gesetzlich 
verpflichtet sind,

	 b)	� Maßnahmen, die der Umsetzung gesetzlicher Vorschrif-
ten und Normen dienen,

	 c)	� Maßnahmen, die unmittelbar auf den produktiven Be-
reich der Fischerei oder der Aquakultur gerichtet sind,

	 d)	� Ausgaben, die ein anderer als der Träger des Vorhabens 
übernimmt,

	 e)	� Reisekosten, soweit sie nicht bei der Durchführung von 
Projekten und Maßnahmen anfallen,

Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen aus Mitteln der 
Fischereiabgabe des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

(Fischereiabgabeförderrichtlinie – FiAbgFöRL M-V)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt

Vom 11. Januar 2018 – VI 560-1 – 

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 793 - 5

Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und nach Anhörung des Lan-
desrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:
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	 f)	� die Umsatzsteuer, soweit sie nach § 15 des Umsatzsteu-
ergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom  
21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch  
Artikel 11 Absatz 35 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2745, 2755) geändert worden ist, als Vor-
steuer absetzbar ist,

	 g)	� Rabatte, Skonti, Kreditbeschaffungskosten, Pachten, 
Erbbauzinsen, Sollzinsen, Grunderwerbssteuern, Pro-
visionen sowie Ausgaben für Leasing,

	 h)	� Ausgaben für Bewirtung und Präsente, Ersatzbeschaf-
fungen, Reparaturen sowie Ausgaben für Gebühren von 
Landesbehörden, sofern es sich nicht um Gebühren für 
Projektarbeiten handelt, deren Ergebnisse dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern zustehen und der Öffent-
lichkeit zugänglich sind.

3	 Zuwendungsempfänger

	� Zuwendungsempfänger können natürliche Personen, Per-
sonengesellschaften und juristische Personen des öffentli-
chen und privaten Rechts sein.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	� Zuwendungsempfänger müssen ihren Geschäfts- und Be-
triebssitz in Mecklenburg-Vorpommern haben. Ausnahmen 
hinsichtlich des Geschäfts- und Betriebssitzes sind bei Vor-
haben nach den Nummern 2.1.1 und 2.1.3 möglich, sofern 
die Ergebnisse dieser Projekte dem Land Mecklenburg-
Vorpommern zustehen und diese öffentlich zugänglich 
sind. Gegen den Zuwendungsempfänger darf kein Insol-
venzverfahren beantragt oder eröffnet worden sein.

4.2	� Die Laufzeit der Projekte soll vier Jahre nicht übersteigen. 
Der jährliche finanzielle Anteil mehrjähriger oder sich jähr-
lich wiederholender Projekte darf insgesamt 20 Prozent der 
jährlich für die Förderung aus der Fischereiabgabe zur Ver-
fügung stehenden Mittel nicht überschreiten.

4.3	� Die Gewährung einer Zuwendung ist nicht möglich, wenn 
das Projekt bereits gefördert worden ist oder für denselben 
Zweck eine Förderung nach anderen Bestimmungen erfolgt 
(Ausschluss der Doppelförderung).

4.4	� Die zuwendungsfähigen Ausgaben je Antrag müssen min-
destens 1 000 Euro betragen.

5	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1	� Die Zuwendungen werden im Rahmen der Projektförde-
rung als Anteil- oder Vollfinanzierung in Form eines nicht 
rückzahlbaren Zuschusses gewährt.

5.2	� Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen nach den Num-
mern 2.1.2, 2.1.4 und 2.1.5 beträgt jeweils bis zu 70 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben.

	� Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen nach den Num-
mern 2.1.1, 2.1.3 und 2.1.6 beträgt jeweils bis zu 100 Pro-
zent der zuwendungsfähigen Ausgaben.

5.3	� Zuwendungsfähige Ausgaben sind die nachgewiesenen 
projektspezifischen Personalausgaben, Sachausgaben und 
Reisekosten nach dem Landesreisekostenrecht.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	� Wenn die Zuwendung mehr als 100 000 Euro beträgt, sind 
bei der Vergabe von Aufträgen anzuwenden:

	 a)	� Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A),

	 b)	� Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A).

	� Die Vorschriften des Mittelstandsförderungsgesetzes, des 
Vergabegesetzes Mecklenburg-Vorpommern sowie des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und der Verord-
nung über die Vergabe öffentlicher Aufträge sind zu beach-
ten.

6.2	� Bei einem privaten Auftraggeber ist die Vergabe von Leis-
tungen an ein anderes mit ihm verbundenes, verpartnertes 
oder über natürliche Personen verflochtenes Unternehmen 
auf der Grundlage einer öffentlichen Ausschreibung vorzu-
nehmen.

6.3	� Der Zuwendungsempfänger hat unbeschadet der Num-
mern 6.1 und 6.2 für jeden Auftrag möglichst drei Angebo-
te einzuholen. Leistungen bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 1 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) können 
ohne Einholung von Angeboten direkt beschafft werden.

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

7.1.1	� Zuwendungen werden nur auf schriftlichen Antrag gewährt. 
Der Antrag ist unter Verwendung des bei der Bewilligungs-
behörde erhältlichen Vordrucks zu stellen. Dem Antrag sind 
die auf dem Antragsvordruck aufgeführten Unterlagen und 
Nachweise beizufügen.

7.1.2	� Vor der Entscheidung über die Gewährung einer Zuwen-
dung ist durch das Ministerium für Landwirtschaft und Um-
welt der Fischereiabgabeausschuss des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern zu hören.

7.2	 Bewilligungsverfahren

	� Bewilligungsbehörde ist das Landesförderinstitut Mecklen-
burg-Vorpommern, Werkstraße 123 in 19061 Schwerin.

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

	� Die Zuwendungen sind mit der dem Zuwendungsbescheid 
beigefügten Mittelanforderung bei der Bewilligungsbehör-
de anzufordern. Rechnungen und Zahlungsnachweise sind 
jeweils im Original beizufügen. Abweichend von Num-
mer 1.4 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung (ANBest-P) und von Num-
mer 1.3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung an kommunale Körperschaf-
ten (ANBest-K) erfolgt die Auszahlung der Zuwendungen 
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auf der Grundlage bezahlter Rechnungen. Die Originale der 
Rechnungen und Nachweise der entsprechenden Bezahlung 
sind zur Prüfung vorzulegen.

7.4	 Verwendungsnachweis

	� Der Nachweis der Verwendung des Zuschusses erfolgt ent-
sprechend Nummer  6 der ANBest-P und Nummer 6 der 
ANBest-K. Ist der Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf 
des Haushaltsjahres erfüllt, ist binnen zwei Monaten nach 
Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr erhalte-
nen Beträge ein Zwischennachweis zu führen.

8	 Zu beachtende Vorschriften

	� Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften zu 
§ 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpom-
mern, soweit nicht in dieser Verwaltungsvorschrift Abwei-
chungen zugelassen sind, und das Landesverwaltungsver-
fahrensgesetz.

9	 Prüfrechte

	� Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, der Lan-
desrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern sowie die Be-
willigungsbehörde haben das Recht, die Einhaltung der Be-
stimmungen durch Besichtigung an Ort und Stelle und 
durch Einsichtnahme in die Bücher, Belege und sonstigen 
Unterlagen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu las-
sen und Auskünfte einzuholen.

10	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	
	� Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffent-

lichung in Kraft und am 31. Dezember 2022 außer Kraft.

� AmtsBl. M-V 2018 S. 21
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Bei dem Amtsgericht Stralsund ist eine Stelle für

eine Richterin am Amtsgericht als 
weitere aufsichtsführende Richterin/ 

einen Richter am Amtsgericht als 
weiterer aufsichtsführender Richter 

(BesGr. R 2 BBesO)

zu besetzen.

Gesucht wird eine zielstrebige, verantwortungsbewusste Persön-
lichkeit mit weit überdurchschnittlichen Fachkenntnissen, die sich 
in der Rechtsprechung bzw. im staatsanwaltschaftlichen Dienst 
und in der Justizverwaltung besonders bewährt hat. Kooperations-
fähigkeit und Führungskompetenz sollten besonders ausgeprägt 
sein.

Aus personalwirtschaftlichen Gründen ist die Ausschreibung auf 
Bedienstete des Landes Mecklenburg-Vorpommern beschränkt, 
die die Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 und des § 122 des Deut-
schen Richtergesetzes erfüllen.

Das Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern ist bestrebt, 
den Frauenanteil insbesondere in Leitungspositionen zu erhöhen.
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt.

Bewerbungen sind innerhalb von zwei Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausschreibung auf dem Dienstweg zu richten an:

	 Justizministerium 
	 Mecklenburg-Vorpommern 
	 Puschkinstraße 19 – 21 
	 19055 Schwerin

Wegen der erforderlichen Bewerbungsunterlagen kann auf die 
Personalakten Bezug genommen werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass dem Präsidialrat Personalakten nur mit Zustimmung 
der Bewerberin/des Bewerbers vorgelegt werden dürfen.

Schwerin, den 5. Januar 2018

Justizministerium

� AmtsBl. M-V 2018 S. 24 
_____

Die Krankenhausgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern e. V. 
(KGMV), als Landesverband aller Krankenhäuser in Mecklenburg-
Vorpommern, sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt 

eine(-n) Referentin(-en)

zunächst als Elternzeitvertretung für den Bereich Qualitätssi-
cherung und ab Juni 2019 für den Bereich Budgetberechnung 
und Verhandlung von landeseinheitlichen und Krankenhaus-
entgelten.

Sie unterstützen die KGMV bei der Umsetzung ihrer gesetzlich, 
satzungsgemäß und vertraglich normierten Aufgaben sowie die 
Krankenhäuser u. a. bei Fragen der Qualitätssicherung, der medizi-
nischen Dokumentation, der Leistungsentwicklung und -abrech-
nung. Sie verhandeln die Entgelte für Krankenhäuser auf Landes-
ebene mit den Landesverbänden der Krankenkassen und Ersatzkas-
sen, beraten und schulen die Vertreter der Krankenhäuser über die 
Berechnung der Entgelte der Krankenhäuser und vertreten in Ihrem 
Aufgabenbereich die Interessen der Krankenhäuser auf Orts-, Lan-
des- und Bundesebene.

Wir erwarten

-	� ein mit Diplom oder Master abgeschlossenes Hochschulstu
dium (zum Beispiel als Krankenhausbetriebswirt/-in, Gesund
heitsökonom/-in, Wirtschaftsinformatiker/-in o. Ä.),

-	� hervorragende EDV-Kenntnisse, insbesondere in Excel, Access 
und PowerPoint (wenn möglich auch in den gängigen KIS-
Systemen) sowie selbstständiges Arbeiten,

-	� ein sympathisches, offenes und freundliches Erscheinungs-
bild, Eloquenz, Humor, Höflichkeit, Respekt, Kampfgeist, 
Fleiß und Selbstbewusstsein in der richtigen Mischung, 
Verhandlungsgeschick, Teamfähigkeit und Wertschätzung der 
Teamarbeit, Eigeninitiative, Kooperationsfähigkeit, Verant
wortungsbewusstsein, Bereitschaft zu Dienstreisen innerhalb 
Mecklenburg-Vorpommerns und Deutschlands,

-	� Unternehmenstreue und Loyalität gegenüber Verbandsmit-
gliedern, Vorgesetzten und Kollegen,

-	 Führerschein Klasse B und ein eigenes Fahrzeug,

-	� möglichst auch praktische Kenntnisse und Erfahrungen im 
Gesundheitswesen.

Wir bieten 

-	� eine interessante und abwechslungsreiche Tätigkeit mit viel 
Eigenverantwortung in einem hochmotivierten Team bei fai-
rer Vergütung und Fahrtkostenerstattung,

-	� Einarbeitung zur Vorbereitung auf die zukünftigen Aufgaben 
durch die derzeitige Stelleninhaberin, die ruhestandsbedingt 
im Sommer 2019 aus dem aktiven Dienst ausscheidet.

Neben einer leistungsgerechten Vergütung in Anlehnung an den 
TVöD wird eine zusätzliche Altersversorgung gewährt. Die Tätig-
keit ist nicht teilzeitfähig. Die Probezeit beträgt 6 Monate. Bewer-
bungs- und Fahrtkosten werden nicht erstattet. 
Weitere Informationen unter www.kgmv.de.

Ihre aussagefähige Bewerbung unter Beifügung benotender und 
beschreibender Zeugnisse, einer Kurzvita sowie eines Fotos rich-
ten Sie bei Interesse bitte bis zum 5. Februar 2018 an:

Stellenausschreibungen
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KGMV e. V. Krankenhausgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern 
Wismarsche Straße 175, 19053 Schwerin oder info@kgmv.de. 
Bei einer Bewerbung per E-Mail verwenden Sie im Betreff bitte 
das Kennwort „AZ0412“.

Schwerin, den 9. Januar 2018

Krankenhausgesellschaft 
Mecklenburg-Vorpommern e. V.
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